
Bescheinigung nach § 181 Abs. 1 Satz 2 AktG

für die Biofrontera AG mit Sitz in Leverkusen, eingetragen im Handelsregister des

Amtsgerichts Köln unter HRB 49717

Ich bescheinige hiermit für die beigefügte Satzung, dass die geänderten Bestim-

mungen der beigefügten Satzung mit dem von mir beurkundeten Beschluss der

Hauptversammlung der Gesellschaft vom 20. Juni 2023 - UVZ Nr. 1446 für 2023 -

- und die unveränderten Bestimmungen mit dem zuletzt zum Handelsregister ein-

gereichten vollständigen Wortlaut der Satzung übereinstimmen.

Burscheid, 27. Juni 2023

Dr. Peter Stelmaszczyk, Notar
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SATZUNG
der

Biofrontera AG

1. Attemeini Bestimmyngen

§1
Firma der Gesellschaft
Die Firma der Gesellschaft tautet:

Biofrontera AG

§2
Ste
Sits der Gesellschaft ist Leverkusen.

§3
Gegenstand des Unternehmens(1) Der Gegenstand des Unternehmens ist die Forschung, die Entwicklung und derVertrieb von Pharmazeufika, sowie die Einnahme der Stedung einerHoldinggesellschaft, d.h. der Erwerb und die Verwaltung von Gesellschaften oder

öeseRschafteanfeiten an GeseHschaften.
(2) Die Gesellschaft kann atfe Geschäfte betreiben, die dem GeseKschaftszweck

unmittelbar oder mittelbar zu dienen geeignet sind.
(3) Die Gesellschaft kann Zwefgniederiassungen errichten und sich an gjefchartigenoder ähnlichen Unternehmen im (n- und Ausland beteiligen. Sie kannUnternehmen, an denen sie beteiligt »st, unter ihrer einheitlichen 1-eitungzusammenfassen oder sich auf die Verwaltung der Beteiligung beschränken. Siekann ihren Betrieb ganz oder teilweise in verbundene Unternehmen ausgliedern

oder verbundener» Unternehmen überlassen.

Seite 1 von 1 3

•:'^B™?.™f.iTi»ii ^^siiWMxmwmmw,.»^, ;'%tMW«*iK^S,!W^,K.a3,^,M„^^^,^^^



§4
Geschäftsjahr
Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr

§5
Dauer der Gesellschaft
Die GeseBschaft ist für unbösthnmte Zeit errichtet

§5
Bekannänachungen und Informationen
(1) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im elektronischen

Bundesanzeiger, soweit das Gesetz nicht zwingend etwas anderes bestimmt.
(2) Informationen an die Inhaber zugelassener Wer4)apiere der Gesellschaft können

auch mittels etei^öünischer Medien öbenmrttelt wenäen. Zugelassene Wertpapiere
in diesem Sinne sind solche, die zum Handel an einem organisierten Markt im
Sinne des § 2 Absatz S Wertpapierhandetsgesetz im Iniand zugelassen sind.

IL GrundfeapSal und Aktien

§7
Grundkapital

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 63.807.058 (in Worten: Euro
dreiundsechzig Millionen achthundertsiebentausendachtundfünfzig) und ist
eingeteilt in 63.807.058 Stückaktien (Stammkapital).

(2) Das ßrundkapttaf der Gesellschaft ist um bis zu EUR 1.359.864 durch
Ausgabe von bis zu 1.359.864 neuen auf den Namen lautenden Stammaktien
ohne Nennbetrag (Stöckaktien) bedingt erhöht (Bedingtes Kapital I), Die
bedingte Kaptfaterhöhung dient (t) der Sicherung der Gewährung von
Optionsrechten und der Vereinbarung von Opüonspflichten nach Maßgabe der
Anfeihebedingungen bzw. ((i) der Sicherung der Erfültung von
Wandlungsrechten und der Erfüllung von Wandlungspfitehten nach h4aßgabe
der Anfeihebedi'ngungen, die jeweils aufgrund der Ermächtigung der
Hauptversammlung vom 28. August 2015 von der Gesellschaft oder durch
deren unmittelbare oder mittelbare Mehrhettsbeteiligungsgeseilschaften
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(verbundene Unternehmen) in der Zeit bis zum 27. August 2020 begeben,
vereinbart b2w. ganantfertwerd»i.
Die bedingte Käpitaterhöhung ist nur im Fall der Begebung vonRnanzftistrumenten aufgrund der Ermächtigung der Hauptversammlung vom28. August 2015 und nur insoweit durchzuföhren, wie die Inhaber bzw., Gläubiger äer Rnanzinstrumente, die von der Gesellschaft ausgegebenwenden, von Siren Optfons- bzw. Wandlungsrechten Gebraudi machen odereine Option&- bzw. Wandlungspflfcht erfüHen. Die neuen Aktten nehmenjeweils vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, am Gewinnteil. Der Vorstand ist emnächfigt. mit Zustimmung des Aufe'rchterats dieweiteren ESnzethöiten der DürchfQhrung der bedingten Kapftelerhöhungfestzusetzen. Der Aufeichtsrat fet ermächtigt. § 7 der Satzung entsprechendder jeweiligen Inanspruchnahme des bedingten Kapftate und nach Ablauf
sämtiicher Options- bzw. Wandlungsfristen zu ändern.

(3) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufeichtsrates dasGrundkapital der Gesellschaft bis zum 31. Dezember 2027 einmalig odermehrfach um insgesamt bis zu EUR 12.700.000,00 durch Ausgabe vonneuen, auf den Namen lautenden Stückaktien mit einem rechnerischen Anteilam Grundkapital der Gesellschaft von je EUR 1,00 gegen Bareinlage zuerhöhen (Genehmigtes Kapital 2022). Die Ermächtigung kann ganz oder inTeilbeträgen ausgeübt werden. Die neuen Aktien sind ab Beginn desGeschäftsjahres, in dem sie ausgegeben werden, gewinnberechtigt. Dieneuen Aktien können auch von einem durch den Vorstand bestimmtenKreditinstitut, einem Wertpapierinstitut oder einem nach § 53 Abs. l Satz l oder§ 53b Abs. l Säte l oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen tätigenUnternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären
anzubieten (mittelbares Bezugsrecht).
Der Vorstand ist verpflichtet dafür Sorge zu tragen, dass ein börsenmäßiger,Handel der Bezugsrechte möglich ist und erfolgt. Der Vorstand ist weiterverpflichtet dafür Sorge zu tragen, dass Aktionären, die ihre Bezugsrechteausüben, ein Mehrbezug möglich ist. Der Aufeichtsrat wird ermächtigt, dieSatzung entsprechend dem Umfang der Ausnutzung des genehmigten
Kapitals anzupassen.

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. Der Vorstand wirdjedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der
Aktionäre auf Aktien auszuschließen:

1 • für Sprtzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsverhäftnisses
ergeben;

f

2. (entfällt) (
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(3a) [entföllt]

(4) Bei einer Kapiteterhöhung kann die Gewhnbeteifiguns der neuen Aktien
' abweichend von § 60 des Akttenflesetzes geregelt werden.

(5) Das Grundkapital ist um bis zu EUR 17.725.000,00 durch Ausgabe von bis zu
17.725.000 neuen, auf den Namen lautende Stückaktien mit einem anteiligen Be-
trag des Grundkapitals von je EUR 1,00 bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2023).
Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von auf den Namen lautenden
Stückaktien an die Inhaber von Options- oder Wandelschuldverschreibungen mit
oder ohne beigefügten Optionsscheinen, Genussrechten oder Gewinnschuldver-
schreibungen(bzw. Kombinationen dieser Instrumente) (zusammen die „Schuldver-
Schreibungen") jeweils mit Options- oder Wandlungsrechten, die aufgrund der von
der Hauptversammlung vom 20. Juni 2023 beschlossenen Ermächtigung bis zum
15. Juni 2028 von der Biofrontera AG oder einer Konzerngesellschaft der Biofrontera
AG im Sinne von § 18 AktG, an der die Biofrontera AG unmittelbar oder mittelbar zu
mindestens 90 % der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist, ausgegeben werden.
Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit durchzuführen, wie von den Options-
oder Wandlungsrechten aus den vorgenannten Schuldverschreibungen tatsächlich
Gebrauch gemacht wird und soweit nicht andere Erfüllungsformen zur Bedienung
eingesetzt werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe
des vorstehend bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu bestimmenden
Options- bzw. Wandlungspreis und mit Gewinnberechtigung ab Beginn desletzten
Geschäftsjahrs, für das noch kein Gewinnverwendungsbeschluss gefasst wurde.
Der Vorstand ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung derbeding-
ten Kapitalerhöhung festzusetzen.

(6) Das Grundkapttat der GeseKschaft ist um EUR 249.050 durch Ausgabe von bis
zu 249.050 auf den Namen lautende nennbetragslose Aktien (Stückaktien)
bedingt erhöht (Bedingtes Kapital IH). Die bedingte Kapftalerhöhung dient
ausschließlich der EriüHung von Optionen, die aufgrund der Ermächtigung der
Hauph/ersammlung vom 02. Juli 2010 bis zum 01. Juli 2015 flewährt werden. Die
bedingte Kapitaterhöhunö wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber der
ausgegebenen Optionen von ihrem Recht zum Bezug von Aktien der
Gesellschaft Gebrauch machen und die Geseitechaft zur Erfüllung der Optionen
kefne eigenen Aktien oder einen Barausgleich gewährt. Die neuen Aktien
nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an. in dem sie durch Ausübung von
Optionen entstehen, am Gewinn teit.

(7) [entfälftj.

(8) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um EÜR 1.554.984 durch Ausgabe von bis
zu 1.554.984 auf den Namen lautende nennbetragslose Aktien (Stückaktien)
bedingt erhöht (Bedingtes Kapita]V). Die bedingte Kapitaterhöhung dient
ausschlfeßlfch der Effüllung von Optionsrechten, dfe aufgrund der Ermächttgung
der Hauptversammlung vom 28. August 2015 bis zum 27. August 2020 gewährt
warden. Die bedingte Kapftaterhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die
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Inhaber der ausgegebenen Optionen von ihrem Recht zum Bezug von Aktien der
Gesellschaft Gebrauch machen und die Gesellschaft zur Erföltung der Optionen
keine eigenen Aktien oder einen Barausgteich gewährt. Die neuen Aktien
nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung von
Optionen entstehen, am Gewinn teil. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, § 7 der
Satzung entsprechend der jeweiligen Inanspruchnahme des bedingten Kapitafs
und nach Ablauf sämtlicher Options- bzw. Wandtungsfristen zu ändern.

§8
Aktien

(1) Die Aktien lauten auf den Namen.
(2) Der Anspruch des Aktionärs auf Verbrtefung seines Anteils oder auf

Einzelverbriefung von Aktien ist ausgeschlossen. Form und Inhaft der
Aktfenurkunden bestimmt der Vorstand mit Zusttmmung des Aufsichtsrats. Die
Gesellschaft kann einzelne Aktien in Aktienurkunden zusammenfassen, die eine
Mehrzahl von Aktien verbrieten (GtobalaRtien, Sammelurkunden). Dies gilt für
Gewinnanteil- und Emeuerungsscheine sowie Schuldverschreibungen und Zins-
und EmeuerunQsscheine entsprechend.

(3) Enthält ein Kapitalerhöhungsbeschluss keine Bestimmung darüber, ob die neuen
Aktien auf den (nhaber oder auf den Namen laufen, so laufen sie auf den
Namen.

Hi. DerVocsfand

§9
Zusammensetzung und Geschäftsfühning
(1) Der Vorstand besteht aus einer oder mehreren Personen. Die Zahl der Mitglieder

des Vorstands bestimmt der Aufsichtsrat.
(2) Die Mitglieder des Vorstands werden durch den Aufsichtsrat bestellt undabbemfen. Der Aufsichtsrat kann ein Vorstandsmitgtied zum Vorsitzenden oder

Sprecher des Voretands und ein weiteres Mitglied zum steiJvertretenden
Vorsitzenden ernennen.

(3) Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung, wenn nicht der Aufsichtsrat eine
Geschäftsordnung für den Vorstand .eriässt.
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§10
Vertretung
Sind mehrere Vorstandsmitglieder besteilt. so wircf die Geseitschaft durch zweiVorstandsmitgfieder gemeinsam oder durch ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaftmit einem Prokuristen vertreten. Ist nur ein Vorstandsmitglied bestellt, vertritt diesesdie Gesellschaft altejn. Der Aufekihtsrat kann einem, mehreren oder altenVorstandsmitgliedem Einzetvertrefungsbefügnis erteiien. Der Aufsfchtsrat kannVorsfandsmftglieder altgemein oder im Ef'nzelfall von dem Verbot derMeftrfachvertretung gemäß § 181 2. Alt. BGB befreien; §112 AktG bleibt unberührt.

l

§11
Gesdhäftsfü hrung
Der Vorstand führt die Geschäfte der Gesellschaft nach Maßgabe der Gesetze, der
SafcEung und der Geschäftsordnung.

{V. D^r Auf^k^srsit

§12
Zusammensefctung und Amtsdauer des Aufeichtsrafs
(1) Eine Erhöhung der Zahl der Aufsichtsratsmitglieder auf mehr als sechsMitglieder entweder durch entsprechende Wahl durch die Hauptversammlungund/oder eine Satzungsänderung mit entsprechendem Inhalt bedarf zwingendeiner Mehrheit von mindestens drei Viertel der abgegebenen Stimmen. § 22Abs. 2 der Satzung findet insoweit keine Anwendung. Eine Änderung desdiesem Satz vorgehenden kann nur mit einer drei Viertel Mehrheit derabgegebenen Stimmen und des vertretenen Grundkapitals beschlossen
werden.
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;; (2) Die Mitglieder des AufsJchtsrats werden von der Hauptversammlung gewählt. Die
Mitglieder des Aufsichtsrats werden für die Zeit bis zur Beendigung der
Hauptversammlung gewählt, die über ihre Entlastung für das vierte
Geschäftsjahr nach dem Beginn ihrer Amtszeit beschließt, sofern die
Hauptversammlung bei der Wahl keine kürzere Amtszeit festlegt. Das
Geschäftsjahr, in dem ihre Amtszeit beginnt, wird dabei nicht mitgerechnet. Eine
Wiederwahl ist - auch mehrfach - statthaft.

(3) Die Hauptversammlung kann gleichzeitig mit der Wahl der von ihr zu wählenden
Aufeichtsratsmitglieder Ersatzmitglieder wählen, die in der bei der Wahl
festzulegenden Weise Mrtglieder des Aufsichtsrats werden, wenn
Aufsichtsratsmi^lleder vor Ablauf ihrer Amtszeit wegfallen.

(4) Scheidet ein von der Hauptversammlung gewähltes Mi^lied vor Abtauf seiner
Amtsdäuer aus dem Aufeichtsrat aus, so soll für dieses in der nächsten
Hauptversammlung eine Neuwahl vorgenommen werden, es sei denn, für das
ausgeschiedene Mitglied ist ein Ereatzmitglied nachgerückt. Die Amtsdauer des
neu gewählten K4itgijeds oder eines nachgerückten Mitglieds gilt für den Rest der
Amtsdauerdes ausgeschiedenOT Aufsichteratsmitglieds.

i

§13
Nisderiegung des Aufetchterafsamtes / Abberufung vom Amt
Jedes -Mi^lied des Aufeichtsrats kann sein Amt unter Einhaltung einer Frfet von
einem Monat durch eine an den Vorstand zu richtende schriftliche Ericlärung zum
Monatsende nlederiegen. Das Recht zur Amlsniedertegung aus wichtigem Grund
bleibt hiervon, unberührt. Die Abberufung eines von den Aktionären zu wählenden
Aufeichtsratsmi^lieds bedarf zwingend einer Mehrheit, die mindestens drei Vfertel
der at^egebenen Stimmen umfasst. Die Abberufung von Aufsichtsratsmitgliederni
soll nur mit einer Mehrheit von drei Viertel der abgegebenen Stimmen und des!
vertretenen Grundkapitals möglich sein. i
§14
VorsiteE, Geschäftsordnung des Aufeichfsrats
(1) Der Aufstchtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen

Stellvertreter Die Wahl erfolgt im Anschluss an jede Hauptversammlung, in der
von der Hauptversammlung zu wählende Aufsichtsratsmitglieder der
Anteilseigner gewählt worden sind, in einer ohne besondere Einberuftjng
stattfindenden Sitzung. Zur Wahl genügt eine einfache Stimmenmehrheit, Bei
Stimmengleichheit entecheidet das Los.

(2) Scheidet der Aufsichtsratsvorsitzende oder der Stellvertreter vor Ablauf der
Amtszeit aus dem Aufsichtsrat aus, so wählt der Aufsichtsrat in seiner nächsten
Sitzung einen Nadifolger. Bei einem vorzeitigen Ausscheiden des
Aufsichtsratsvorcteenden erfolgt die Einberufung des Aufsichtsrate durch den
Stelh/ertreter.

(3) DerAufetehtsrat gibt sich eine Geschäftsordnung.
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§15

Einberufung des Aufsichtsrats
(1) Der Aufsj'chtsrat hat zwei Sitzungen im Kalenderjahr abzuhalten. Er hält fernerdann Sitzungen ab, wenn es gesetzlich erforderlich oder geschäftlich ansezeigt.-Ist,
(2) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden, im FaK seinerVerhinderung durch dessen Stellvertreter mit einer Frist von 14 Tagen in

Textform einberufen. Bei der Berechnung der Frist werden der Tag derAbsendung der fönladung und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet In
dringenden Fällen kann die Briüerufungsfnst angemessen veikürzt und mündlich
öderfemmündtich einberufen werden. Die Sitzungen des Aufsichtsrats finden amSite der Gesellschaft oder an einem anderen Ort statt, auf den sich alle
Mitglieder des Aufsichtsrates geeinigt haben. Mit der Einladung sind die
Gegenstände der Tagesordnung mitzuteilen.

§16
Beschlüsse des Aufsichtsrafs

(1) Aufstehtsratsbeschlüsse werden in,der Reget jn Sitzungen gefasst Sie können
auch ohne Einberufung einer Sitzung gefasst werden, und die Abstimmung kannauch möndJich, schriftlich, femmündh'ch, per Telefax oder elektronisch oder per
Videokonferenz erfolgen, wenn der Aufsichtsratsvorsifzende dies anordnet undnicht mindestens drei Mitglieder des Aufsichtsrats diesem Verfahren
unverzüglich widersprechen.

(2) Beschlüsse des Aufsichtsrafs bedürfen der Mehrheit der abgegebenen Stimmen,soweit nicht gesetzlich zwhigend etwas anderes ~ bestimmt ist Ergibt eine
Abstimmung Stimmengjeichheit, so hat bei einer erneuten Ab$timmung üb^rdenselben Böschlussgegenstand, wenn auch ste Sfinimengleichhert ergibt, der
Vorsitzende zwei Stimmen.

.(3) Ober die Beschlüsse des Aufsichtsrafs ist eine Niederschrift anzufertigen. Die
Niederschrift ist vom Aufeichtsratsvorsitzenden zu unterzeichnen, (n der
Niederschrift sind Ort und Datum der Sitzung, ihre Teiinehmer, die Gegenstände
der Tagesordnung, die Beschlüsse des Aufeichtsrats (mit der Feststellung desAufeichtsratsvorsitzenden Ober das Ergebnis der Beschtussfassung) und der
wesentliche Inhalt der Verhandlungen festzuhalten. Die Niederschrift Ist alten
Aufsichteratsmitgliedem unverzügtich zuzuteiten.

(4) Wtlenserklärurtgen des Aufsichtsrats werden namens des Aufsichtsrats voainVorsitzenden abgeg'eben. Der Vorsitzende, nicht jedoch jedes Mi^iied, ist
befugt, Erklärungen für den Aufsichtsrat enfgegenzunehmen.

(5) Der Aufeichfsrat ist beschtussfählg. wenn mindestens drei Mitglieder desAufeichts rates an der Beschlussfassung teiinehmen. Ein Mitglied nimmt auch
dann an der Beschlussfassung teil, wenn es sich in der Abstimmung der Stimmeenthält. Abwesende AufslchtsratsmitgiSeder können dadurch an derBeschtussfassung teilnehmen, dass sie durch andere Aufstehtsratsmitgiieder
schriftliche Stimmabgaben überreichen lassen.
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(6) Der Aufeichtsrat kann Satzungsänderungen beschließen, die nur die Fassung
betreffen.

§17
Ausschüsse des Aufeichterate
Der Aufsichtsrat kann zu seinen Sitzungen Sachverständige und Auskunftepersonen
ehtaden. Er kann einzelne der (hm obliegenden Aufgaben Ausschüssen oder
einzelnen seiner Mitglieder übertragen, sofern dem nicht gesetzliche Vorschriften
entgegenstehen.

§18

Vergütung des Aufeichferafes

(1) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält eine jährliche feste Vergütung von
EUR 22.000. Der Vorsiteende erhäft das Doppelte, der stetlveitretende
Vorsitzende erhält das 1,5 fache dieses Betrages.

(2) Für die Tätigkeit im Prüfüngsausschuss des Aufsichtsrats erhalten diejenigen
Mitglieder des Aufsichtsrats, dje nicht gleichzeitig den stelh/ertretenden Vorsitz
oder den Vorsitz des Aufeichtsrats wahrnehmen, zusäfcelich eine Vergütung
von EUR 3.000, der Vorsitzende des Pfüfungsausschusses erhält das
Doppelte dieses Betrages.

(3) Die Hauptversammlung ist ermächtigt, über eine anderweitige oder ergänzende
Vergütung für einzelne Mitglieder des Aufsichtsrats für die Übernahme von Sonder-
aufgaben oder -tätigkeiten zu beschließen.

(4)

(5)

(6)

(7)

Aufsichtsratsmitglieder, die nur während eines Teils des Geschäftsjahres dem
Aufsichtsrat oder dem Prüfungsausschuss angehören bzw. den Vorsitz oder
den stellvertretenden Vorsitz im Aufsichtsrat oder den Vorsitz im
Prüfungsausschuss innehaben, erhalten eine zeitanteHige Vergütung.
Die Vergütung ist nach Ablauf eines jeden Geschäftsjahres zu zahlen.
Die Gesellschaft erstattet den Aufstehtsratsmrtgliedern gegen Rechnung die
durch die Ausübung des Amts entstehenden Auslagen einschließlich einer
etwaigen auf die Vergütung und den Auslagenersätz entfallenden
Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer).
Die Gesellschaft bezieht die Aufgabenwahmehmung der Mitglieder des
Aufsichtsrats in die Deckung einer von ihr abgeschlossenen
Vermögensschadens-Haftpffichtversicherung mit ein.
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V. Die HaüDtvensammluna

§19
Ort der Hauptversammlung
Dfe Hauptvereammfung findet am Sitz der GeseHschaft, einer deutschen Sfadt mit
mehr als 100.000 Einwohnern oder an einem deutschen Börsenplatz statt.

§20
Einberufung der Hauptversammlung und Teilnahmerecht
(1) Die Hauptversammlung wird, soweit dazu nicht andere Personen von Gesetzeswegen befugt sind, durch den Vorstand einberufen. Sie ist, soweit gesetzh'chkeine kürzere Frist zulässig ist, mhdestens dreißig Tage vor Vereammlung

elnzubenifen. Der Tag der Einberufung und der Tag der Hauptversammlung sind
nicht mitzurechnen. Die Einberufüngsfrist wriängert sich um die Tage der
Anmeldefrisf (§ 20 Absatz 2).

(2) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts
sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, d.te im Aktienregister eingetragen sind
und sich rechtzeitig angemeidet haben. Die Anmeldung muss der Gesellschaft
unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage
vor der Versammlung zugehen, in der Einberufung kann jedoch abweichend
hfervon eine kürzere, in den Tagen zu bemessende Frist von bfe zu drei Tagen
vorgesehen werden (Anmeldefrist). Der Tag des Zugangs und der Tag der
Hauptversammlung sind nicht mrtzurechnen. Die Emzeiheifen zur Form der
Anmeldung kann der Vorstand in der Einberufung bestimmen, insbesondere obdtese schriftlich, per Telefax, In Textform oder auf einem von der Gesellschaft
näher festzulegenden (elektronischen) Weg zu erfolgen hat.

(3) Die Hauptversammlung, die über die Entlastung von Vorstand und Aufsfchtsrat,die Gewinnverwendung und - soweit erforderlich - über die Feststetlung des
Jahresaüschtusses beschßeßt, findet inneit>atb der ersten acht Monate eines
jeden Geschäftsjahres statt.

(4) Der Vorstand ist mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt in der Einladung
zu einer Hauptversammlung vorzusehen, dass die Hauptversammlung nach pflicht-
gemäßem Ermessen des Vorstands aufgrund einer zwingenden Notlage (z.B. Pan-
demie, Überschwemmung, etc.) auch ohne physische Präsenz der Aktionäre oder
ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung abgehalten werden kann (vir-
tuelle Hauptversammlung). Diese Ermächtigung findet für bis zum 19. Juni 2028
abgehaltene Hauptversammlungen Anwendung.
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§21
Ablauf der Hauptversammlung
(1) Den Vorsitz in den Hauptversammlungen führt der Vorsitzende des Aufeichtsrats,

im Fall sefner Verhinderung sein Stelh/ertreter, oder eJn sonstiges von dem
Aufeichtsrat zu bestimmendes Mitglied. Für den Fall, dass kein Mitglied des
Aufeichtsrats den Vorsitz öbemimmt, wj'rd der Versammlungsteiter durch die
Hauptversammlung gewählt.

(2) Der Vereammlungsleiter Kann eine von der Ankündigung in der Tagesordnung
abweichende Reihenfolge der Verhandlungsgegenstände bestimmen. Er
bestimmt ferner die Art und Form der Abstimmung.

(3) Der Versammlungsleiter ist berechtigt. das Rede- und Fragerecht der Aktionäre
zeitlich angemessen zu bescltränken; er kann insbesondere den zeitlichen
Rahmen des Versamfnlungsverlaufs, der Aussprache zu den
Tagesordnungspunkten sowie des einzelnen Rede- und Fragebeitrags
angemessen festsefceen.

(4) Die Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats sollen an der Hauptver-
Sammlung persönlich teilnehmen. Ist einem Aufsichtsratsmitglied die Anwesenheit
am Ort der hlauptversammlung nicht möglich, so kann es an der Hauptversammlung
auch im Wege der Bild- und Tonübertragung teilnehmen, insbesondere im Falle der
Abhaltung einer virtuellen Hauptversammlung oder wenn das betroffene Mitglied:

a) seinen Wohnsitz außerhalb der Bundesrepublik Deutschland hat oder
b) versichert, aus persönlichen oder beruflichen Gründen verhindert zu

sein.

(5) Der Versammlungsleiter ist ermächtiQt, die teihweise
Übertragung der Hauptversammlung in ßfld und Ton in
t?eslimmenden Weise zuzulassen.

oder vollständige
einer von ihm zu

I
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§22
Beschlussfassungen
(1) Jede Aktie gewährt in der HauptversammJung eine Stimme.
(2) Beschlüsse der Hauptversammlung, werden. soweft nicht die Satzung oder das

Gesetz zwingend etwas Abweichendes besümmen, mit emfecher Mehrheit der
abgegebenen Stimmen gefasst Schreibt das Gesetz neben der dnfachen
Mehrheit der abgegebenen Stimmen eine Mehrheit des bei der
Beschfussfassuns vertretenen Grundkapitals vor. so genügt, soweit gesetzlich
zulässig, die einfache Mehrheit des vertretenen Grundkapitals; dies gijt
insbesondere für Beschlussfassungen ' gern. § 179 AktG
(Satzungsänderungen), § 182 AktG (Erhöhung des Grundkapitals gegen
Einlagen), § 207 AktG (Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln) und §
221 ARtG (insbesondere AusgsLbe von Wandelschuldverschreibyngen,
Gewinnschuldverschreibungen).

?

§23
Stimmrechfsvertretung
Das Stimmrechtkann durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden. Die Ausübung
des Sämmrechts durch Bevoltmächtigte' bedarf einer Votfmacht Die VoKmacN kann
jedenfalls schriftlich oder per Telefax erteilt werden, etwaige andere im Gesetz
geregelte Formen für die Erteiiung der Vollmacht, ihren Widerruf und den Nachweis
der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft insbesondere gesetzlich
zwingende Erteiäiterungen weiden durch äie Satzung nicht eingeschränkt. Für die
Erteilung von Volfmachten an Kreditinstituten, Aktionärsvereinlgungen oder anderen
diesen in § 135 AktG gtelchgestelite Personen gelten dte gesetzlichen
Bestnnmungen.

VL; Rephnunasteöun^ und Verweg^nfl dps ^hFWÜtWW^Vssigg
b-

§24

Rechnungslegung
Der Vorstand hat innerhalb der gesetzlfchen Fristen den Jahrcsabschluss (Bilanz,
Gewinn- und Veriustrechnung, Anhang) und den Lagebericht sowie den
Konzernabschluss und -lagebericht aufzustellen und dem Aufs'ichtsrat sowie dem
Abschlussprafer vorzulegen. Zugleich hat der Vorstand dem Auf?ichtsrat einen
Vorschlag für die Verwendung des Bilanzgewinns vorzulegen. §§ 298 Abs. 3 und 315
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Abs. 3 Handetegesetzbuch (HOB) bleiben unberührt.

§25
Verwendung des Jahresüberschusses
(1) Der Vorstand und Aufsichtsrat sind emnächtigt. bei der Feststellung des

Jahresabschlusses den Jahresüberschuss, der nach Abzug der in die
gesetzliche Rücklage einzustellenden Betrage und eines Veriustvortrags
verbleibt, zum Teil oder ganz in 'andere Gewinnrücklagen einzustellen. Die
Einstellung eines größeren TeOs als der Hälfte des Jahresüberschusses ist nicht
zulässig, soweit die anderen Gewinniücklagen nach der Einstellung die Häffte
des Grundkapitals übersteigen würden.

(2) Die Gewinnanteile der Aktionäre werden im Verhältnis ihrer Beteiligung am
Grundkapital bemessen.

VIL Se.hlysshestimmuna&B

§26
Gründungs- und Formwechselaufwand
(1) Die Gesellschaft ist durch formwechselnde Umwandlung der Biofrontera

Pharmaceuticals GmbH mit SHz in Leverkusen entstanden.
(2) Der Aufwand für den FormwechseJ in die Rechtsform der Aktiengesellschaft und

für die Gründung wird bis zu einer Höhe von EUR 15.000,00 von der
Gesellschaft getragen.
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